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ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG GEM. § 2 A NR. 1 
BAUGB 

A. ERFORDERNIS UND ZIELSETZUNG DER PLANAUFSTELLUNG GEM. § 1 ABS. 3 BAUGB 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es die Aufgabe der Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung erforderlich ist. 
Als größerer Industriestandort im Donnersbergkreis stellt die Stadt Eisenberg einen be-
deutsamen Arbeitsmarktstandort für die Region dar. Trotz eines großen Bedarfs, stehen 
jedoch keine weiteren gewerblichen Bauflächen zur Verfügung. Insbesondere für eine 
geplante Betriebserweiterung der ortsansässigen Firma Walther Electric GmbH werden 
geeignete Bauflächen benötigt.  
Ein Teil der Fläche an der Ramsener Straße ist bereits im Flächennutzungsplan der 
Verbandsgemeinde Eisenberg als gewerbliche Baufläche ausgewiesen. Da diese Flä-
che zur Deckung des Bedarfs nicht ausreicht, ist vorgesehen für die gesamte Fläche der 
beiden Flurstücke 393/10 und 393/4 einen Bebauungsplan zur Ausweisung eines Ge-
werbegebietes aufzustellen. 

B. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 

Zur Erreichung der obigen Zielsetzung hat der Stadtrat von Eisenberg gemäß § 2 Abs. 
1 BauGB am 13.04.2021 die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes „Gewerbe-
gebiet Ramsener Straße“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde ortsüblich be-
kannt gemacht. 
Beauftragt mit der Erstellung des Bebauungsplans wurde das Büro BBP Stadtplanung 
Landschaftsplanung, Kaiserslautern. Die Integration der Belange von Natur und Land-
schaft erfolgt auf der Grundlage eines Fachbeitrages Naturschutz; dieser wird ebenfalls 
vom Büro BBP Stadtplanung Landschaftsplanung erstellt. 

C. GRUNDLAGEN 

1. Planungsgrundlagen 

Planungsgrundlagen zum Bebauungsplan sind: 
 Gültiger Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Eisenberg 
 Raumordnungsplan der Planungsgemeinschaft Westpfalz, ROP IV, 3. Teilfortschrei-

bung 2018 
 Abfragen des LANIS, https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/ 

2. Lage und Größe des Plangebietes / Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches 

Die in Rede stehende Fläche befindet sich am westlichen Rand des Ortsteils Steinborn. 
der Stadt Eisenberg (Stadtmitte ca. 3,0 km entfernt) und grenzt im Süden an ein bereits 
bestehendes Gewerbegebiet. Das Plangebiet ist gegenwärtig noch nicht erschlossen. 
Dies kann jedoch über die südlich angrenzende Ramsener Straße erfolgen, die wiede-
rum direkt an die Landesstraße 395 angeschlossen ist. 
Der ungefähre Standort des Plangebietes ist aus dem nachfolgend abgedruckten Lage-
plan ersichtlich. 
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Lage des ungefähren Plangebietes (rot gekennzeichnet) zur Ortslage von Eisenberg (Quelle: LANIS RLP 
04/2023)) 

Der Geltungsbereich umfasst eine Größe von etwa 3,5 ha und umfasst die Flurstücke 
393/10, 393/4 sowie teilweise das Flurstück 230 (Wirtschaftsweg). 
Die Abgrenzung des genauen Geltungsbereichs ist der nachfolgenden Abbildung zu ent-
nehmen. 

 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Ramsener Straße“ (Quelle: BBP Kaiserslautern 
06/2026) 
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3. Bestandssituation 

Das Plangebiet stellt sich überwiegend als landwirtschaftliche Nutzfläche dar. Neben 
Wiesen und Ackerflächen findet sich zentral im Plangebiet eine Gehölzreihe (überwie-
gend Schlehe und Weißdorn, vereinzelt Brombeere) innerhalb welcher sich ein kleiner 
Graben befindet (temporär Niederschlagswasser führend). Das Gebiet ist unbebaut, je-
doch teilweise bereits anthropogen vorbelastet. Im südöstlichen Bereich wird die Grün-
sammelstelle mit randlichen Aufschüttungen eingeschlossen. Angrenzend finden sich 
südlich Wohn- und Gewerbegebäude sowie im nordwestlichen Teil eine kleine Waldflä-
che (9.799 m²). 

 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes (skizzenhaft rot) im Luftbild (Quelle: Eigene Abbildung, Luft aus dem 
LANIS 04/2024) 

D. VORGABEN ÜBERGEORDNETER PLANUNGEN 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der 
Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines Be-
bauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall zählen insbesondere nachfolgend 
dargestellte Aspekte dazu: 

1. Regionaler Raumordnungsplan 

Im Regionalen Raumordnungsplan der Planungsgemeinschaft Westpfalz ist der südliche 
Teil des Plangebietes als Siedlungsfläche Industrie und Gewerbe und sonstige Freiflä-
che ausgewiesen (siehe nachfolgende Abbildung). 
Der Regionale Raumordnungsplan stellt im nördlichen Teil des Plangebietes (insgesamt 
rund 3,5 ha) ein Vorranggebiet für die Landwirtschaft dar. Das Vorranggebiet umfasst 
insgesamt rund 1,8 ha, wovon sich jedoch lediglich rund 1,0 ha innerhalb des hier in 
Rede stehenden Plangebiets befindet.  
Dieses Vorranggebiet für die Landwirtschaft stellt ein regionalplanerisches Ziel dar (Z28). 
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Lage des Plangebiets (skizzenhaft schwarz markiert) und Lage des Vorranggebiets für Landwirtschaft (rot 
markiert) im Regionalen Raumordnungsplan Westpfalz IV 2012 (Quelle: https://extern.ris.rlp.de/, abgerufen 
03/2026) 

Der Regionale Raumordnungsplan Westpfalz IV führt dazu Folgendes aus: 
„Zur Sicherung der räumlichen Voraussetzung für diese vielfältige Aufgabenwahrneh-
mung werden Vorranggebiete für die Landwirtschaft ausgewiesen. 
Z 28 Innerhalb der Vorranggebiete für die Landwirtschaft hat die der Erfül-

lung der Funktionen der landwirtschaftlichen Produktion dienende 
Landbewirtschaftung Vorrang vor konkurrierenden Nutzungsansprü-
chen. 

 
Begründung / Erläuterung 
Die landesweit bedeutsamen Bereiche für die Landwirtschaft in der Region Westpfalz 
basieren auf der Aggregation der Vorrangausweisungen im ROP III. Für diese waren 
ihrerseits konstitutiv Flächen mit günstigen landwirtschaftlichen Ertragsbedingungen, ge-
bildet entsprechend den natürlichen Standortgegebenheiten anhand der Zusammenfas-
sung der Faktoren Boden, Lage und Klima sowie der Berücksichtigung agrarstruktureller 
Verhältnisse.  
Die vielfältigen Funktionen der landwirtschaftlichen Produktion, deren Wirkungen auf das 
Landschaftsbild und Kulturlandschaft einerseits und den Wechselwirkungen mit den na-
türlichen Lebensgrundlagen andererseits, erfordern demgegenüber eine umfassendere 
Betrachtung der Landbewirtschaftung. Dem versucht das Ausweisungskonzept des 
landwirtschaftlichen Fachbeitrages der Landwirtschaftskammer Rechnung zu tragen.“1 
In den Vorranggebieten für Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Bodennutzung Vor-
rang vor den anderen Raumansprüchen. In diesen Gebieten sind somit Nutzungen und 
Maßnahmen nicht zulässig, die die landwirtschaftliche Bodennutzung einschließlich Tier-
haltung ausschließen oder wesentlich erschweren. 
Zweck der Festlegung ist die Sicherung der für die landwirtschaftliche Erzeugung beson-
ders geeigneten oder besonders wichtigen Flächen als Vorranggebiete und dient 

 
1 Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz IV, S. 34 
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vordringlich dem Ziel, die Versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft mit hochwer-
tigen Nahrungsmitteln, Rohstoffen und Energie sicherzustellen. 
Regionalplanerische Ziele unterliegen nicht der kommunalen Abwägung, sondern sind 
im Rahmen der Bauleitplanung unmittelbar bindend. Sie können nur im Wege einer Ziel-
abweichung überwunden werden. 
 
Weitere Ziele oder Grundsätze der Regionalplanung werden dem Plangebiet selbst 
nicht zugewiesen. Neben dem Vorranggebiet der Landwirtschaft sind keine weite-
ren Zielkonflikte in Bezug auf die Regionalplanung erkennbar. 
 
Aus diesem Grund wurde am 27.07.2021 eine Abweichung von den Zielen der Raum-
ordnung in Bezug auf das Vorranggebiet Landwirtschaft beantragt. 

2. Ergebnis Zielabweichungsbescheid 

Dem Antrag auf die Zulassung einer Abweichung von den Zielen des Regionalen Raum-
ordnungsplanes Westpfalz gem. §10 Abs.6 LPlG wurde mit dem Schreiben vom 
23.11.2021 seitens der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd und der Planungsge-
meinschaft Westpfalz zugestimmt.  
Die Fachstellen kamen zu dem Ergebnis, dass  
- sich Tatsachen und Erkenntnisse verändert haben, 
- die Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und 
- der regionale Raumordnungsplan in seinen Grundzügen nicht berührt wird  
und daher die Abweichung vom Ziel Z28 des Regionalen Raumordnungsplanes West-
pfalz IV zugelassen werden kann. 
Sich veränderte Tatsachen und Erkenntnisse ergeben sich insbesondere durch den Er-
weiterungsbedarf des ortsansässigen Unternehmens, der bei der 3. Teilfortschreibung 
des ROP Westpfalz noch nicht in dem Maße absehbar war. Des Weiteren ergaben sich 
neue Erkenntnisse auf Grundlage der Gewerbe- und Industrieflächenpotenzialanalyse 
der Landkreise Kusel und Donnersbergkreis aus dem Jahr 2021, die in der Stadt Eisen-
berg aufgrund mehrerer Schutz- und Vorrangbereichen, insbesondere Flächen zur Roh-
stoffsicherung, lediglich die hier in Rede stehende Fläche als Potenzialfläche ausweist. 
Die Abweichung ist unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar, da vor dem Hin-
tergrund der eigeschränkten Flächenverfügbarkeit sowie einer nachhaltigen Siedlungs-
flächenentwicklung ein gewisser räumlicher Zusammenhang zwischen Bestands- und 
Plangebiet besteht. Des Weiteren führt die geringe Größe, die solitäre Lage sowie die 
geringe Bodengüte des Vorranggebietes zu einem geringen Wertschöpfungspotenzial. 
Aus diesem Grund ist weder mit Auswirkungen auf das betroffene Ziel, noch über den 
betroffenen Bereich hinaus zu rechnen, sodass der regionale Raumordnungsplan in sei-
nen Grundzügen nicht berührt wird. 

3. Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Eisenberg  

Der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Eisenberg stellt das in Rede stehende 
Gebiet wie folgt dar: 
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Gewerbliche 
Baufläche  
(Planung) 

 

Fläche für die 
Landwirtschaft 

 

Archäologische 
Verdachtsfläche 
mit Verdachts-
flächen 150m 
Radius 

 

Grünfläche 
 

Grünland 
(Schutz gem. 
LPflG) 

 

Darstellung des Plangebiets (schwarz markiert) im aktuell rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Ver-
bandsgemeinde Eisenberg  

Zum Zeitpunkt der Teilfortschreibung der Genehmigung des Flächennutzungsplans im 
Jahr 2019 waren die standortsichernden Erweiterungsabsichten des ortsansässigen Ge-
werbebetriebs sowie die Entwicklungsabsichten der Stadt noch nicht bekannt, sodass 
lediglich der südliche Teil des Plangebietes als gewerbliche Baufläche dargestellt wurde.  
Für die konzeptionelle Verwirklichung der Planungsüberlegungen der Stadt Eisenberg 
ist daher eine Änderung der Darstellungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplans 
für den Geltungsbereich erforderlich. Im Zuge weiterer Bebauungsplanänderungen in-
nerhalb der Stadt, wird der Flächennutzungsplan im Rahmen der 2. Änderung des flä-
chennutz8ngsplanes der Verbandsgemeinde Eisenberg an die neuen Entwicklungen 
und Planungen der Stadt angepasst. Die hier in Rede stehende Änderungsplanung fin-
det somit in der aktuell laufenden Flächennutzungsplanänderung bereits Berücksichti-
gung. 
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E. FACHPLANERISCHE VORGABEN UND RAHMENBEDINGUNGEN 

1. Natur- und Artenschutz 

1.1. Schutzgebiete und -objekte 

1.1.1. Internationale Schutzgebiete 

Für das Plangebiet selbst sind keine 
 Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete, VSG-Gebiete) oder  
 Gebiete der Ramsar-Konvention  
ausgewiesen (Quelle: LANIS RLP). 
Erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens sind demnach nicht zu erwarten. 

1.1.2. Nationale Schutzgebiete und -objekte gemäß §§ 23-29 BNatSchG 

Für das Plangebiet und dessen Umgebung sind keine  
 Naturschutzgebiete (NSG) nach § 23 BNatSchG, 
 Nationalparke, Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG, 
 Landschaftsschutzgebiete nach § 26 BNatSchG,  
 Naturparke nach § 27 BNatSchG, 
 Naturdenkmäler (ND) nach § 28 BNatSchG sowie 
 Geschützte Landschaftsbestandteile (LB) nach § 29 BNatSchG  
ausgewiesen (Quelle: LANIS RLP). 
Allerdings befindet sich das Plangebiet der Entwicklungszone des Naturparkes „Pfälzer-
wald“, welcher Teil des deutsch französischen Biosphärenreservates Pfälzerwald-Nord-
vogesen ist. 
„(5) Besonderer Schutzzweck der Entwicklungszone ist es, modellhafte Projekte zur 
Nachhaltigkeit im Sinne des MAB-Programms der UNESCO insbesondere zur Schaf-
fung von regionalen Wirtschaftskreisläufen, zur Energie- und Ressourceneffizienz, zur 
Vermarktung von regionalen Produkten und zur touristischen Entwicklung zu ermögli-
chen. Ziel ist es, eine dauerhaft umweltgerechte Entwicklung zu etablieren, die den An-
sprüchen der Menschen generationen-übergreifend gerecht wird und gleichzeitig Natur 
und Umwelt schont.“2 

 
2 Landesverordnung über den „Naturpark Pfälzerwald“ als deutscher Teil des Biosphärenreservats Pfälzer-

wald-Nordvogesen vom 22. Januar 2007 
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Lage des Plangebietes (rot gekennzeichnet) in der Entwicklungszone des Biosphärenreservates Pfälzer-
wald. 

1.1.3. Geschützte und schutzwürdige Biotope 

Für das Plangebiet selbst sind keine  
 Gesetzlich geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG sowie nach § 15 LNatSchG, 
 Schutzwürdigen Biotope (BK) sowie  
 FFH-Lebensraumtypen 
ausgewiesen (Quelle: LANIS RLP). 
Südlich befindet sich das gesetzlich geschützte Biotop „Feuchtwiese am Eisbach S 
Steinbron“ (GB-6414-0123-2010) als Teil des Biotopkomplexes „Eisbachtal S Steinborn 
von Kisselhof bis Eisenwerk“ (BK-6414-0023-2010). 
Nördlich angrenzend findet sich der Biotopkomplex „Wiesen und Brachen mit Quellbe-
reich O Stauf“ (BK-6414-0021-2010). 
Auswirkungen auf die südlich gelegenen geschützten Biotope sind aufgrund der räumli-
chen Trennung durch den bestehenden Wirtschaftsweg nicht zu erwarten. 
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Geschützte Biotope (rot gekennzeichnet) und Biotopkomplexe (violett gekennzeichnet) im Umfeld des Plan-
gebietes (gelb gekennzeichnet) (Quelle: LANIS RLP 03/2024) 

1.2. Artenschutzrechtliche Voreinschätzung 

Die artenschutzrechtliche Voreinschätzung (BBP 03/2026) kommt zu folgendem Ergeb-
nis: 
Eine Betroffenheit der planungsrelevanten Vertreter der Artengruppen Fische, Libellen, 
Säugetiere, Schmetterlinge und Weichtiere kann mit hinreichender Sicherheit ausge-
schlossen werden. 
Auch wenn das Plangebiet selbst für die planungsrelevanten Amphibien keine geeig-
neten Fortpflanzungsgewässer bietet, so ist ein Vorkommen in der Umgebung aufgrund 
der dort vorhandenen Feuchtbiotope möglich. Um das Eintreten von Verbotstatbestän-
den insbesondere während der Bauphase zu verhindern, sind die Bauarbeiten durch 
eine ökologische Baubegleitung zu überwachen und falls notwendig geeignete Vermei-
dungsmaßnahmen umzusetzen. 
Für Reptilien bietet das Plangebiet nur ein eingeschränktes Lebensraumpotential. Um 
ein Vorkommen zweifelsfrei ausschließen zu können, sollten dennoch insbesondere die 
Bereiche der Grünsammelstelle auf ein Vorkommen untersucht werden. 
Für Vögel bietet das Plangebiet für Arten des Offenlandes sowie für Gehölzbrüter ge-
eignete Habitate, welche bei Umsetzung der Planung verloren gehen. Um die Auswir-
kungen der Planung bewerten zu können, sollten Brutvorkommen im Plangebiet vertie-
fend untersucht werden. 
Bei den bisher durchgeführten Begehungen konnten innerhalb der Grünlandbereiche 
keine planungsrelevanten Arten nachgewiesen werden. Auch ein gesetzlicher Schutz-
status konnte aufgrund der Artenzusammensetzung ausgeschlossen werden. Aufgrund 

BK-6414-0021-2010v 

BK-6414-0023-2010 

GB-6414-0123-2010 
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der zwischenzeitlich verstrichenen Zeit sollten die Flächen jedoch erneut untersucht wer-
den, um den aktuellen Erhaltungszustand der Flächen bewerten zu können. 
Nachfolgend werden die erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen sowie die nächsten 
Schritte nochmals tabellarisch gelistet: 

Vermeidungsmaßnahmen 
V1 (Gehölzfällungen) Gehölze dürfen nur im Zeitraum vom 01.10. bis 28./29.02. 

oder nach vorhergehender Prüfung durch eine ökologische 
Fachkraft gefällt werden. 

V2 (Bauzeitenbegren-
zung / Vergrämung) 

Zur Vermeidung von Verletzungen oder Tötungen von adul-
ten Vögeln, Jungvögeln, Nestlingen oder Eiern müssen die 
Bauarbeiten außerhalb der Brut- und Nestlingszeit boden-
brütender Vogelarten, also zwischen Mitte August und Mitte 
März, begonnen und abgeschlossen werden. 

Der Beginn der Bautätigkeiten innerhalb der Brut- und Nest-
lingszeit ist dann möglich, wenn eine Prüfung auf Bruten 
durch eine ökologische Fachkraft erfolgt und keine Brutakti-
vität im Vorhabengebiet und dessen unmittelbarem Umfeld 
(20 m) stattfindet. 

V3 (Ökologische Bau-
begleitung) 

Mit Beginn der Ausführungsplanung ist eine Ökologische 
Baubegleitung zu beauftragen. Die Ökologische Baubeglei-
tung ist von qualifiziertem Fachpersonal durchzuführen und 
dient der Einhaltung der Auflagen und Bedingungen in der 
Umsetzung der Planung. 
Die Überwachungsergebnisse werden so aufbereitet und do-
kumentiert, dass der Vorhabensträger seiner Nachweis-
pflicht gegenüber den Genehmigungsbehörden nachkommt. 

Vertiefende Untersuchungen 
Reptilien Ein Vorkommen planungsrelevanter Reptilien kann nicht ab-

schließen ausgeschlossen werden. Insbesondere der Be-
reich der Grünsammelstelle ist zu geeigneter Jahreszeit auf 
ein Vorkommen hin zu untersuchen  

Vögel Das Plangebiet bietet sowohl für Arten des Offenlandes als 
auch für Gebüschbrüter Brutmöglichkeiten. Um die Auswir-
kungen der Planung bewerten und den Umfang möglicher 
Ausgleichsmaßnahmen festlegen zu können, sind vertie-
fende Untersuchungen erforderlich 

Grünland  Aufgrund der seit den Begehungen der Fläche verstrichenen 
Zeit sollte die Grünlandfläche auf ihren aktuellen Erhaltungs-
zustand überprüft werden. 

 
Im laufenden Verfahren werden vertiefende Untersuchungen der Artengruppen Repti-
lien, Vögel, Fledermäuse sowie eine vertiefende Betrachtung der vorhandenen Grün-
landflächen vorgenommen. 
Die Untersuchungen werden durch das Büro viriditas durchgeführt. 
Die Ergebnisse werden im weiteren Verfahren ergänzt. 
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2. Verkehrliche Rahmenbedingungen 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt von Süden über die Ramsener 
Straße sowie teilweise über das Flurstück Nr. 230 im Westen des Plangebiets. Die Er-
schließung innerhalb des Plangebietes erfolgt dabei über eine 8 m breite Stichstraße mit 
Wendehammer. Die Straßenplanung erarbeitet von Obermeyer Infrastruktur GmbH & 
Co. KG vom 25.11.2025 sieht dabei eine 6,50 m breite Fahrbahn sowie einen 1,50 m 
breiten Gehweg südlich der Fahrbahn vor.  

3. Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

3.1. Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und dessen Umgebung sind keine  
 festgesetzten Überschwemmungsgebiete (ÜSG) und hochwassergefährdeten Ge-

biete (HQExtrem), 
 Trinkwasserschutzgebiete (TWSG), 
 Mineralwasserschutzgebiete sowie 
 Heilquellenschutzgebiete 
ausgewiesen (Quelle: Geoportal Wasser RLP). 
Erhebliche Auswirkungen des Planvorhabens sind demnach nicht zu erwarten. 

3.2. Gewässer 

Der Eisbach, ein Gewässer III. Ordnung, verläuft südlich und wird durch die besehende 
Straße vom Plangebiet getrennt.3 

3.3. Starkregen 

In der Starkregengefahrenkarte des Landes RLP sind für den Bereich des Plangebietes 
mehrere Abflussrinnen mit hohen Abflusskonzentrationen ausgewiesen. Insbesondere 
der zentral durch das Plangebiet verlaufende Graben weist hohe Abflusstiefen und Fließ-
geschwindigkeiten auf. Hier sammelt sich das nördlich des Plangebietes anfallende Nie-
derschlagswasser. Um eine Gefährdung zukünftiger Nutzer sowie der südlich des Plan-
gebietes bereits bestehenden Nutzungen zu vermeiden, werden im Entwässerungskon-
zept zum Bebauungsplan entsprechende Maßnahmen zur Bewirtschaftung dieses Au-
ßengebietswassers dargelegt. Vorgesehen ist der Rückhalt des Außengebietswassers 
in Becken im nördlichen Bereich des Plangebietes und ein gedrosselter Abfluss über 
einen Entwässerungsgraben Richtung Eisbach. 

 
3 Geoportal Wasser RLP 
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Lage des Plangebietes in der Starkregengefahrenkarte (Quelle: https://gda-test.rlp-umwelt.de/gdawasser-
public-client/?applicationId=46083, abgerufen 03/2026) 

3.4. Hochwasservorsorgekonzept der Stadt Eisenberg 

Im Oktober 2022 wurde für die Stadt Eisenberg mit den Stadtteilen Stauf und Steinborn 
ein Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept erarbeitet. Durch die besondere 
Hanglage der Stadt bestehen Überflutungsprobleme, die bei Starkregen bereits häufig 
zu Überflutungsschäden geführt haben. Um zukünftige Schäden möglichst gering zu hal-
ten, wurden Vorsorgemaßnahmen formuliert, die der Stadt, der Verbandsgemeinde, den 
Verbandsgemeindewerke, der Feuerwehr und jedem Einzelnen Handlungsoptionen auf-
zeigen, um sich besser auf derartige Ereignisse vorbereiten und Schäden künftig besser 
abwenden zu können. 
Maßnahmen für das bestehende Gewerbegebiet im Süden des Plangebietes sind: 
- Neuordnung der Außengebietsentwässerung im Zuge der Erweiterung des Gewer-

begebiets mit Ableitung zum Eisbach 
- Schaffen von Kleinrückhalten in der Fläche oberhalb des Gewerbegebietes bzw. An-

legen von Regenrückhaltebecken 
- Abflussmindernde Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen Flächen oberhalb des 

Gewerbegebiets 
- Einbau einer Querrinne zum Sandfang und Umbau des Sandfangs in Tiefenlinie 2+3 
- Prüfung der konkreten Gefährdung und bei Bedarf umsetzen von Objektschutzmaß-

nahmen (private Maßnahme) 
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Das Konzept wird im vorliegenden Bauleitplanverfahren berücksichtigt.4 

3.5. Entwässerungskonzept 

Zur Ermittlung des sachgerechten Umgangs mit dem im Plangebiet anfallenden Nieder-
schlagswassers nach Wasserhaushaltsgesetz und zur Berücksichtigung des in der EU-
Wasserrahmenrichtlinie enthaltenen Verschlechterungsverbots für niederschlagsbe-
dingte Siedlungsabflüsse im Zuge der Ausweisung von Baugebieten, wurde ein Entwäs-
serungskonzept vom Büro Obermeyer Infrastruktur GmbH & Co. KG vom 25.11.2025 
erarbeitet. Darin wird aufgrund der voraussichtlichen Bodenbeschaffenheit von einer 
Versickerung abgesehen. Im Zuge des Entwässerungskonzeptes wird demnach ledig-
lich der Rückhalt von Oberflächenwasser mit dazugehöriger gedrosselter Ableitung be-
rücksichtigt.  
Hierzu sollen zwei Regenrückhaltebecken das anfallende Außengebietswasser sowie 
das innerhalb des Plangebietes anfallende Oberflächenwasser zurückhalten und ge-
drosselt in den Eisbach (Gewässer III. Ordnung) einleiten. Die Ableitung des Außenge-
bietswasser erfolgt zudem über einen von Norden nach Süden verlaufenden in Richtung 
der Einleitstelle. 
Im Rahmen der vom Büro Obermeyer Infrastruktur GmbH & Co. KG erstellten Wasser-
haushaltsbilanz, ebenfalls vom 25.11.2025, wurden die maßgeblichen Wasserhaus-
haltsgrößen Verdunstung, Grundwasserneubildung und Abfluss für einen Referenzzu-
stand mit den entsprechenden Werten des geplanten Zustandes des Vorhabens vergli-
chen. Zur Kompensation der nachteiligen Auswirkungen infolge der Zunahme des Direk-
tabflusses und der reduzierten Verdunstungsrate sind im Bebauungsplan entsprechende 
Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. 

4. Industrie- und Gewerbeflächenpotenzialanalyse 

Für die wirtschaftliche Entwicklung der Landkreise Kusel und Donnersbergkreis wurde 
im Jahr 2021 eine Industrie- und Gewerbeflächenpotenzialanalyse beauftragt. Die Po-
tenzialanalyse betrachtet die aktuelle wirtschaftliche Situation beider Landkreise und 
zeigt potenzielle Industrie- und Gewerbeflächen sowie weitere Entwicklungsmöglichkei-
ten für die einzelnen Verbandsgemeinden auf.  
Für die Stadt Eisenberg wurde auf Grundlage einer Restriktionsanalyse lediglich die hier 
in Rede stehende Fläche als mögliche Potenzialfläche für Industrie und Gewerbe ermit-
telt. Aufgrund mehrerer Schutz- und Vorrangbereichen, insbesondere Flächen für Roh-
stoffsicherung, ist die Stadt in ihrer städtebaulichen Entwicklung stark eingeschränkt. 
Der Standort des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Ramsener Straße“ wird im Rahmen 
der Studie daher als einziger grundsätzliche geeigneter Standort ermittelt. Das Konflikt-
potenzial gilt aufgrund standortbedingter Faktoren wie der starken Topographie, poten-
zieller archäologischer Fundstellen sowie dem ausgewiesenen „Vorranggebiet für die 
Landwirtschaft“ und dem „Vorbehaltsgebiet für Erholung und Tourismus“ als mittel. 
Die ermittelten Umsetzungshinweise und Einschätzungen für das Plangebiet werden im 
vorliegenden Bauleitplanverfahren berücksichtigt. 

5. Altablagerungen / Altlasten 

Für den hier vorliegenden Geltungsbereich sind weder bei der Stadt Eisenberg noch bei 
der Verbandsgemeindeverwaltung Eisenberg Altablagerungen oder sonstige schädliche 

 
4 Örtliches Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept Stadt Eisenberg mit Stauf und Steinborn, Stand 

2022, S.120-129 
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Bodenbelastungen bekannt und aufgrund der bisherigen Nutzung des Plangebiets auch 
nicht zu vermuten.  
Sollten wider Erwarten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) an-
getroffen werden oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffälligkeiten) 
ergeben, wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, die zuständige Struktur- und Ge-
nehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Boden-
schutz umgehend zu informieren. 

6. Kulturgüter / archäologische Fundstellen und Bodendenkmäler 

Es liegen zu gegenwärtigem Zeitpunkt keine Informationen zu Sach- und Kulturgütern 
sowie archäologische Fundstellen innerhalb des Plangebietes vor. 
Sollten während der Bauphase Funde innerhalb des Geltungsbereichs zutage treten, 
wird auf die gesetzliche Verpflichtung zur Meldung an die Generaldirektion Kulturelles 
Erbe, Direktion Landesarchäologie verwiesen. 

F. ZIELE DER PLANUNG / DARLEGUNG ZUM STÄDTEBAULICHEN KONZEPT 

1. Städtebauliche Zielvorgaben 

Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Ramsener Straße“ soll eine geordnete und nach-
haltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten. Er soll dazu beitragen, eine men-
schenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen 
und zu entwickeln. Das Plangebiet soll dabei einer Entwicklung zugeführt werden, die 
den künftigen Nutzerinnen und Nutzern und deren Nutzungsbedürfnissen gerecht wird 
(vgl. § 1 Abs. 5 BauGB). 
Konflikte mit benachbarten Gebieten, eine Beeinträchtigung von Landschaftspotentialen 
und negative Auswirkungen auf die gesamtörtliche und städtebauliche Entwicklung sol-
len verhindert bzw. minimiert werden. 
Bei der Durchführung des Bebauungsplans sind daher insbesondere folgende städte-
bauliche Planungsziele zu berücksichtigen: 
 die Wahrung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-

nisse (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB), 
 eine klimaangepasste und möglichst ökologische Planung im Zusammenspiel mit der 

Nutzung erneuerbarer Energien und deren sparsamen Umgang (§ 1 Abs. 6 Nr. 7f 
BauGB), 

 Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sollen durch gezielte Maßnahmen ver-
mieden bzw. bei unvermeidbaren Eingriffen auf das notwendige Minimum reduziert 
werden (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) sowie 

 eine baurechtliche Sicherung der gemeindlichen Vorstellungen zur zukünftigen Ent-
wicklung des Gebiets (vgl. § 1 Abs 6 Nr. 11 BauGB). 

 Belange der Wirtschaft sowie der Schaffung von Arbeitsplätzen (Vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 8 
BauGB) 

 eine funktionsgerechte und wirtschaftliche Erschließung (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 
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2. Erläuterung der Planung 

Entsprechend der bestehenden Nutzungen und der Planungsabsicht der Stadt Eisen-
berg soll der Bereich nördlich des Gewerbegebietes an der Ramsener Straße einer ge-
werblichen Nutzung zugeführt werden.  
Die verkehrliche Anbindung des Plangebietes erfolgt südlich über die „Ramsener 
Straße“ sowie über einen Teil des westlich verlaufenden Wirtschaftsweges. Die Erschlie-
ßung innerhalb des Plangebietes erfolgt über eine 8 m breite Stichstraße mit Wende-
hammer. 
Die Versorgung des Plangebiets mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 
Elektrizität und Telekommunikation sowie ggf. Gas kann nach gegenwärtigem Kenntnis-
stand durch einen Anschluss an bzw. Ausbau der bestehenden Netze durch die jeweili-
gen Versorgungsträger grundsätzlich sichergestellt werden. 
Die Entwässerung des Plangebietes erfolgt im Trennsystem. 
Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt über einen neu herzustellenden Kanal innerhalb 
des Plangebietes mit Anschluss an die bestehende Mischwasserkanalisation im südli-
chen Bereich der Ramsener Straße und Weiterleitung zur Kläranlage Eisenberg. 
Das anfallende Oberflächenwasser innerhalb des Plangebietes wird über ein Regen-
rückhaltebecken im Süden zurückgehalten und gedrosselt in den Eisbach (Gewässer III. 
Ordnung) eingeleitet. 
Das Außengebietswasser wird separat in einem nördlich gelegenen Rückhaltebecken 
zurückgehalten. Die gedrosselte Ableitung erfolgt anschließend über einen etwa 3,6 m 
breiten trapezförmigen Entwässerungsgraben von Norden nach Süden durch das Ge-
werbegebiet in Richtung des Gewässers. 
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Straßenplanung und Entwässerungskonzept für das Gewerbegebiet "Ramsener Straße" in der Stadt Eisen-
berg, Stadtteil Steinborn (Quelle: OBERMEYER Infrastruktur GmbH & Co. KG, Stand 11/2025) 

G. BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN 

1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen  

1.1. Art der baulichen Nutzung 

Die Stadt Eisenberg ist aufgrund ihrer regionalen Bedeutung für die gewerbliche Ent-
wicklung bestrebt, innerhalb des hier in Rede stehenden Plangebiet eine gewerbliche 
Nutzung zu ermöglichen. Der bestehenden Umgebungsbebauung Rechnung tragend 
und um die Entwicklungsabsichten zu gewährleisten, wird die Festsetzung eines Gewer-
begebietes getroffen. Zulässig sind daher Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, La-
gerplätze, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude sowie Anlagen für sportliche 
Zwecke.  
Die Zulässigkeit von Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strah-
lungsenergie wird auf Anlagen an und auf Gebäuden sowie auf Anlagen im Zusammen-
hang mit der Überdachung von Stellplatzanlagen beschränkt. Hierdurch wird die 
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Nutzung erneuerbarer Energien gefördert, ohne die gewerbliche Nutzbarkeit der Grund-
stücke durch großflächige Freiflächenanlagen einzuschränken. 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sind gemäß der 
BauNVO ausnahmsweise zugelassen, sofern sie mit der gewerblichen Gebietsstruktur 
vereinbar sind. Die Beschränkung der Verkaufsfläche dient dazu, den Charakter als un-
tergeordnete Werks- bzw. Direktverkaufsstätte zu sichern und gleichzeitig eine Entwick-
lung eigenständiger Einzelhandelsbetriebe auszuschließen. 
Gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO wird festgesetzt, dass Anlagen zur Windenergie und 
öffentliche Betriebe, Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegen-
über in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, Tankstellen, Vergnügungsstät-
ten und (Einzel)handelsbetriebe mit Ausnahme der in 1.1.3 als zulässig bestimmten Be-
triebe nicht Bestandteil des Gewerbegebietes werden und somit nicht zulässig sind. 
An die Standorte der ausgeschlossenen Nutzungen sind Anforderungen zu stellen, die 
im gesamtörtlichen Kontext an anderer Stelle besser befriedigt werden können. Die vor-
gesehenen Nutzungsausschlüsse tragen auch der geringen Größe des Baugebiets 
Rechnung und berücksichtigen die gegebene Erschließungssituation durch die relativ 
schmal und ohne durchgehende Gehwege ausgebaute Ramsener Straße. 

1.2. Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung von Grundflächenzahl (GRZ) 
sowie durch Angaben zur Höhe baulicher Anlagen geregelt. 
Die Grundflächenzahl wird mit 0,8 bestimmt und liegt damit an dem nach der Baunut-
zungsverordnung vorgegeben Orientierungswert für Obergrenzen.  
Die getroffene Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen in Form der maximalen Gebäu-
dehöhe soll einerseits eine für eine gewerbliche Nutzung ausreichend dimensionierte 
Gebäudekubatur ermöglichen. Anderseits soll somit der Forderung des § 16 Abs. 3 
BauNVO gerecht werden, wonach die Höhe baulicher Anlagen festzusetzen ist, wenn 
ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild 
beeinträchtigt werden könnten. 
Durch die getroffene Festsetzung wird sichergestellt, dass sich die Neubebauung in das 
bestehende Ortsbild einfügt und gleichzeitig eine übermäßige Fernwirkung vermieden 
wird. Zudem ermöglicht die Festsetzung zur maximalen Gebäudehöhe weiterhin eine 
effiziente und wirtschaftliche Nutzung der Fläche. 

1.3. Bauweise überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen, Stellung 
baulicher Anlagen 

Die Festsetzung zur überbaubaren Grundstücksfläche beschränken sich ebenfalls in ge-
neralisierender Weise auf die Sicherung der wesentlichen städtebaulichen Merkmale. 
Für den überbaubaren Bereich im Gewerbegebiet wird eine abweichende Bauweise ge-
mäß. § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Hierbei wird bestimmt, dass im Sinne einer offe-
nen Bauweise Grenzabstände einzuhalten sind, jedoch unterliegen die Baukörper keiner 
Längenbegrenzung. Somit sind Baukörper mit mehr als 50 m Länge zulässig. Dies soll 
den Ansprüchen an eine gewerbliche Nutzung gerecht werden. 
Im gesamten Plangebiet wird zu Gunsten der Gestaltungsfreiheit der künftigen Bauher-
ren auf die Festsetzung von Baulinien verzichtet. Die überbaubaren Flächen des Bebau-
ungsplanes werden daher ausschließlich durch die Festsetzung von Baugrenzen defi-
niert, wobei diese vor dem Hintergrund der Ansiedlung von Gewerbebetrieben großzügig 
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gefasst, um die notwendige Flexibilität bei einer späteren Parzellierung und Ausgestal-
tung der Grundstücke zu sichern. 
Im südlichen Bereich des Plangebietes wird die Baugrenze gegenüber der Grundstücks-
grenze um etwa 10 m zurückgesetzt. Hintergrund ist die unmittelbar angrenzende Be-
standsbebauung auf den angrenzenden Nachbargrundstücken, die bis an die gemein-
same Grundstücksgrenze heranreicht. Durch den vergrößerten Abstand sollen die Aus-
wirkungen einer gewerblichen Bebauung auf die bestehende Nachbarbebauung mini-
miert und Nutzungskonflikten vermieden werden. 
Die getroffenen Festsetzungen für Nebenanlagen zielen im Wesentlichen darauf ab, ein 
ungeordnetes „Zubauen“ der Grundstücke zu verhindern. Dementsprechend werden un-
tergeordnete Nebenanlagen und Garagen auf die überbaubaren Grundstücksflächen be-
grenzt. Davon ausgenommen sind Standplätze für Müllbehälter, Fahrradabstellanlagen, 
Zisternen sowie Wärmepumpen. Dadurch ist eine ausreichende Flexibilität zur Grund-
stücksnutzung gewährleistet. 

1.4. Verkehrsflächen 

Der Bebauungsplan trifft im Hinblick auf Ausbau und Gestaltung der Erschließungsflä-
chen nur rahmengebende Festsetzungen wie Linienführung und Breite des Ausbaus. 
Der Bebauungsplan definiert damit zunächst nur die Verkehrsflächen ohne konkrete 
Querschnittdarstellungen. Hiermit sollen einerseits die erforderlichen Flächen zur Orga-
nisation der Verkehrsbeziehungen gesichert werden, andererseits aber flexible Spiel-
räume für die zukünftige Gestaltung durch Verzicht auf eine detaillierte Festlegung der 
Einzelquerschnitte ermöglicht werden. 
Die zur Verfügung stehenden ausgewiesenen Verkehrsflächen gehen stellenweise über 
den eigentlichen Erschließungsbedarf hinaus. Es wird daher empfohlen, die Flächen, die 
für verkehrliche Funktionen nicht genutzt werden, als Grünflächen zu gestalten. 

1.5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft  

1.5.1. Maßnahme M1 - Waldabstandsflächen 

Die mit M1 gekennzeichneten Flächen sind aufgrund des einzuhaltenden Waldabstan-
des von einer gewerblichen Nutzung freizuhalten. Nach Vorlage der artenschutzrechtli-
chen Untersuchungen werden für die Fläche geeignete Maßnahmen zum Erhalt und zur 
Förderung von Natur und Artenvielfalt festgesetzt.   

1.5.2. Maßnahme M2 – Dachbegrünung 

Zur Minderung der thermischen Belastungen durch die Neuversiegelung, zur Minderung 
des negativen Erscheinungsbildes, das aus den umgebenen Höhenlagen eingesehen 
werden kann und als teilweiser Ersatz für die verlorengegangene Biotopfunktion sind im 
Bereich der GE-Flächen sämtliche Flachdächer mit einer Fläche von 25 m² und mehr 
mit einer extensiven Dachbegrünung auszubilden. 

1.5.3. Maßnahme M3 – Eingrünung 

Um die Auswirkungen der Planung auf das Landschaftsbild zu reduzieren, wird an der 
Nordostgrenze des Gewerbegebietes die Pflanzung einer Gehölzreihe festgesetzt. Das 
Plangebiet ist hier aus Richtung Steinborn frei einsehbar. Durch die Verwendung heimi-
scher Gehölze können durch die Gehölzreihe zudem neue Habitatstrukturen geschaffen 
und der Verlust von Gehölzen im Plangebiet teilweise ausgeglichen werden. 
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Weitere Landespflegerische sowie artenschutzrechtliche Maßnahmen werden im laufen-
den Verfahren nach Konkretisierung der Planung und Vorlage der artenschutzrechtli-
chen Untersuchungen ergänzt. 

2. Hinweise und Empfehlungen ohne Festsetzungscharakter 

Empfehlungen und Hinweise, die aufgrund der mangelnden Ermächtigungsgrundlage 
nicht als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen wurden, jedoch zum Ver-
ständnis der getroffenen Festsetzungen beitragen oder über den „eigentlichen“ Bebau-
ungsplan hinausgehende wichtige Informationen liefern, wurden als unverbindliche Hin-
weise im Nachgang zu den Textfestsetzungen abgedruckt. 

H. WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Gemäß den Vorschriften des Baugesetzbuches (§ 2a Abs. 1 BauNVO) sind entspre-
chend dem Stand des Verfahrens wesentliche Auswirkungen der Planung darzulegen.  
Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung und Entwicklung bzw. der natürlichen Lebens-
grundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB) werden insbesondere folgende mögliche 
Auswirkungen beachtet und in den Bebauungsplan eingestellt (vergleiche § 1 Abs.6 
BauGB): 

1. Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB)     

Zur Wahrung der Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse sowie an die Sicherheit 
der Wohnbevölkerung wurden insbesondere nachfolgend dargelegte Aspekte betrach-
tet. 

1.1. Nutzungsordnung 

Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass insbesondere die zukünftige 
Wohnbevölkerung im Umfeld des Plangebiet bei der Wahrung ihrer Grundbedürfnisse 
gesunde Bedingungen vorfindet.  
Daher ist bei der Planung darauf zu achten, dass das Plangebiet so ausgestaltet wird, 
dass gesunde Bedingungen herrschen. Diesem Grundsatz entspricht die vorliegende 
Planung. 
Hierbei ist vor allem von Bedeutung, dass Baugebiete / Vorhaben einander so zugeord-
net werden, dass gegenseitige Beeinträchtigungen vermieden oder durch geeignete 
Maßnahmen vermieden oder verringert werden.  
Unter Berücksichtigung der getroffenen Regelungen ist davon auszugehen, dass zum 
einen die zukünftige Arbeitsbevölkerung im Plangebiet und zum anderen die schutzwür-
digen Nutzungen im Umfeld des Vorhabengebiets gesunde Bedingungen vorfinden wer-
den. 
Die festgesetzten Nutzungseinschränkungen entsprechen in diesem Zusammenhang 
dem planerischen Willen der Stadt Eisenberg und dem Entwicklungsziel, ein Angebot an 
Gewerbeflächen bereitzustellen sowie die angrenzende und im Plangebiet vorhandene 
Wohnbebauung zu schützen. 

1.2. Lärm 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans sind insbesondere die Belange des 
Schallschutzes gegenüber der südöstlich angrenzenden Wohnbebauung zu 
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berücksichtigen. Zur Minderung möglicher Lärmauswirkungen werden bereits durch die 
Festsetzung der Baugrenzen angemessene Abstände zu den benachbarten Grundstü-
cken und bestehenden Gebäuden gewährleistet. Im weiteren Verfahren wird geprüft, ob 
ergänzende Schallschutzmaßnahmen erforderlich sind, um gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse zu gewährleisten. 

1.3. Altlasten 

Weder bei der Stadt Eisenberg, noch bei der Verbandsgemeinde Eisenberg liegen Er-
kenntnisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen vor, die eine 
bauliche Nutzung beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen erforder-
lich machen würden. 
Sollten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) angetroffen werden 
oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffälligkeiten) ergeben, wird im 
Bebauungsplan darauf hingewiesen, die zuständige Struktur- und Genehmigungsdirek-
tion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz umgehend 
zu informieren. 

1.4. Radon 

Die Radonkonzentration im Plangebiet liegt bei 40 kBq/m³ und das Radonpotential bei 
40,9. (Quelle: Landesamt für Umwelt). 

Daher wird im Bebauungsplan empfohlen, grundsätzlich eine projektbezogene Radon-
messung (Langzeitmessung über 3-4 Wochen) in der Bodenluft des Bauplatzes durch-
zuführen. Die Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich 
ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen (z. B. Abschluss des Treppenhauses gegenüber 
dem Untergeschoss, Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich, Einbau 
einer radondichten Folie unter der Bodenplatte) zu entscheiden. Werden hierbei Werte 
über 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft festgestellt, wird angeraten, 
bauliche Versorgungsmaßnahmen zu treffen, um den Eintritt des Radons in Gebäude 
weitgehend zu verhindern. 

2. Belange des Denkmalschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans werden die Belange des Denkmalschutzes 
nicht beeinträchtigt. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich keine Kul-
turdenkmäler oder kulturhistorisch interessante Baulichkeiten. 
Sollten im Zuge der Bau- und Erschließungsarbeiten archäologische Funde angetroffen 
werden, so wird auf die Meldepflicht nach dem Denkmalschutzgesetz hingewiesen. 

3. Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Mit der Realisierung des Bebauungsplans gehen zwangsläufig Veränderungen des Orts- 
und Landschaftsbildes einher. Zur Vermeidung ortsunüblicher Gebäudeformen wurden 
bauplanungsrechtliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sowie der über-
baubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen getroffen, die sich an der beste-
henden Bebauung des östlich gelegenen Gewerbegebietes orientieren.  

4. Belange des Klima- und Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

Im Umweltbericht, der den Teil B der Begründung darstellt, wird detailliert auf die Be-
lange des Umweltschutzes eingegangen. 
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5. Belange der Ver- und Entsorgung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 

Zur Versorgung des Plangebietes müssen die erforderlichen technischen Infrastrukturen 
neu geschaffen werden. Sie können nach gegenwärtigem Kenntnisstand an die beste-
henden Netze der jeweiligen Versorgungsträger anschließen.  
Die Entwässerung des Plangebietes wird entsprechend des Entwässerungskonzeptes 
vom Büro Obermeyer Infrastruktur GmbH & Co. KG vom 25.11.2025 im Trennsystem 
erfolgen. Das Schmutzwasser wird über ein neu verlegtes Kanalsystem innerhalb des 
Plangebietes gesammelt und an den bestehenden Mischwasserkanal angeschlossen. 
Das Niederschlagswasser wird im Plangebiet über zwei Regenrückhaltebecken zurück-
gehalten und in den Eisbach südlich des Plangebietes eingeleitet. 

6. Belange der Wirtschaft (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 Nr. 8 BauGB) 

Den Belangen der Wirtschaft wird durch die Ausweisung eines Gewerbegebietes in be-
sonderem Maße Rechnung getragen, da es einerseits zur Sicherung bestehender Ar-
beitsplätze beiträgt, indem es einem in der Nähe des Plangebietes ansässigen Betriebes 
Erweiterungsflächen und Entwicklungspotentiale bietet und andererseits neue Arbeits-
plätze durch die Bereitstellung weiterer gewerblicher Bauflächen für neue Unternehmen 
bietet. 

7. Belange des Verkehrs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 

Die Anbindung des Plangebietes erfolgt über die südlich angrenzende Ramsener 
Straße. Die interne Erschließung des Gewerbegebiets erfolgt über eine Stichstraße mit 
Wendehammer. Vor diesem Hintergrund werden die Belange des Verkehrs als berück-
sichtigt angesehen. 

I. PLANVERWIRKLICHUNG 

Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe der Gemeinde, über die Aufstellung und 
Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens entscheidet daher die Gemeinde im Rah-
men ihrer Planungshoheit. Die Gemeinde hat die anfallenden Kosten für die Aufstellung 
des Bebauungsplanes zu tragen. 
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